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Durchführung der Investitionen fest, so haben sie die 
Pflicht, den Leiter des zuständigen vvirtschaftsleitenden 
oder staatlichen Organs zu unterrichten und das 
Recht, die Ausführung des Zahlungsauftrages zu ver­
weigern, bis der Leiter die zur Beseitigung der Gesetz­
widrigkeit notwendigen Maßnahmen veranlaßt und 
über die Zahlung entscheidet.

(4) Die Kreditinstitute haben bei den durch Investi­
tionskredite finanzierten Investitionen die Kontrolle 
darüber auszuüben, daß

— die ausgereichlen Investitionskredite planmäßig 
zurückfließen,

— die bestätigten Kennziffern des ökonomischen 
Nutzens in die Betriebspläne aufgenommen und 
termingemäß erfüllt werden.

Bei Nichteinhaltung der für die ausgereichten Investi- 
tionskredite mit dem Kreditnehmer vertraglich verein­
barten Bedingungen hat das Kreditinstitut die in den 
§§ 5 und 6 feslgelegten Kreditsanktionen anzuwenden, 
von den verantwortlichen Leitern Maßnahmen zu for­
dern und ihnen Vorschläge zu unterbreiten, die die Be­
seitigung der aufgetretenen Unplanmäßigkeiten kurz­
fristig sichern. Stellen die Kreditinstitute bei Investi­
tionen volkseigener Betriebe, die ohne Inanspruch­
nahme von Investitionskrediten finanziert werden, fest, 
daß die bestätigten Kennziffern des ökonomischen Nut­
zens nicht in den Betriebsplan aufgenommen bzw. nicht 
termingemäß erreicht worden sind, so haben sie eben­
falls die Pflicht, von den verantwortlichen Leitern 
Maßnahmen zu fordern und ihnen Vorschläge zu 
unterbreiten, die die Beseitigung der aufgetretenen 
Unplanmäßigkeiten kurzfristig sichern. Die verant­
wortlichen Leiter sind verpflichtet, das zuständige 
Kreditinstitut über die durchgeführten Maßnahmen 
und die Beseitigung der Unplanmäßigkeiten zu infor­
mieren. Handelt es sich dabei um Investitionen, deren 
Vorbereitung und Durchführung der Kontrolle des 
Ministerrates unterliegen, so sind der Vorsitzende der 
Staatlichen Plankommission, die Leiter der zuständigen 
zentralen staatlichen Organe sowie der Minister der 
Finanzen über festgestellte Unplanmäßigkeiten und 
sonstige Mängel zu informieren.

(5) Die für die Finanzierung der Investitionen zustän­
digen Kreditinstitute haben zu kontrollieren, daß die 
Grundmittel der volkseigenen Betriebe ordnungs­
gemäß aktiviert werden. Werden dabei Verstöße fest­
gestellt, so haben die Kreditinstitute die verantwort­
lichen Leiter zu unterrichten und unter Terminstel­
lung die Nachaktivierung zu verlangen. Die Kredit­
institute können die Betriebe mit Abführungen beauf­
lagen. Die Abführungen können bis zur Höhe von 
0,05% pro Tag auf den nicht aktivierten Betrag fest­
gelegt werden. Diese Abführungen sind nicht planbar 
und nicht kalkulierbar.

(6) Die Kreditinstitute sind verpflichtet, operative 
Kontrollen unmittelbar auf der Baustelle durchzufüh­
ren. Diese Kontrolltätigkeit ist besonders auf die In­
vestitionen zu konzentrieren, deren Vorbereitung und 
Durchführung der Kontrolle des Ministerrates unterlie­
gen oder bei denen die Bestätigung der Technisch-öko­
nomischen Zielstellung durch die Leiter der zustän­
digen zentralen staatlichen Organe erfolgt.

(7) Die Präsidenten der Kreditinstitute regeln die 
Einzelheiten der Kontrolle in besonderen Direktiven; 
dabei sind die Besonderheiten der einzelnen Bereiche 
der Volkswirtschaft entsprechend zu berücksichtigen.

V.
Materielle Interessiertheit bei der Vorbereitung und 

Durchführung der Investitionen

§ 18
Verwendung von Investitionsfinanzierungsquellen für

die materielle Interessiertheit bei der Vorbereitung 
der Investitionen

Im Stadium der Vorbereitung der Investitionen sind 
planmäßige Investitionsfinanzierungsmittel einzusetzen:

— für die Preiszuschläge, die von den Projektie­
rungseinrichtungen gemäß § 16 Abs. 4 der Investi­
tionsverordnung bei nachweisbarer Verbesserung 
der vorgegebenen Kennziffern berechnet werden 
können,

— für Vergütungen nach der Neuererverordnung 
vom 31. Juli 1963 (GBl. II S. 525) und den hierzu 
erlassenen Durchführungsbestimmungen.

§19
Verwendung von Einsparungen an planmäßigen 

Investitionsfinanzierungsmitteln
(1) Eine Einsparung im Sinne dieser Anordnung ist 

eine durch nachweisbare Verbesserungen oder Verein­
fachungen erzielte Minderinanspruchnahme der plan­
mäßigen Finanzierungsmittel für die Durchführung von 
Investitionen der volkseigenen Wirtschaft sowie der 
staatlichen Organe und Einrichtungen. Eine Einspa­
rung liegt nur vor, wenn durch sie die termin- und 
qualitätsgerechte Durchführung sowie die Erreichung 
der für die Investitionen festgelegten Technisch-ökono­
mischen Kennziffern nicht beeinträchtigt wird.

(2) Aus der Einsparung sind zu zahlen:
— Vergütungen nach den gesetzlichen Bestimmungen 

über das Neuererwesen,
— Annulierungs- und Änderungskosten, soweit diese 

in unmittelbarem Zusammenhang mit der Einspa­
rung stehen,

— Zuführungen zu Sonderfonds' entsprechend den 
dafür geltenden gesetzlichen Bestimmungen.

(3) Der nach Abs. 2 verbleibende Teil der Einsparun­
gen führt zur Freisetzung geplanter Investitionsfinan­
zierungsmittel. Die freigesetzten Mittel können entspre­
chend der Entscheidung des Planträgers durch die In­
vestitionsträger für die Finanzierung weiterer Investi­
tionen im Rahmen des Investitionsplanes bzw. für die 
vorfristige Tilgung verzinslicher Investitionskredite 
verwendet werden.

(4) Die nach Abs. 2 gezahlten Beträge sind in den 
Bruttowert der betreffenden Inventarobjekte einzu­
beziehen.

(5) Die Grundsätze gemäß Absätzen 1 und 2 können 
auch durch nichtvolkseigene Investitionsträger entspre­
chend dem Geltungsbereich der gesetzlichen Bestim­
mungen über das Neuererwesen angewendet werden.

§20
Die Verwendung von Investitionsfinanzierungsmitteln 

für die Anerkennung kollektiver freiwilliger 
Arbeitsleistungen

(1) Werden im kollektiven Einsatz freiwillige unent­
geltliche Arbeitsleistungen außerhalb der Arbeitszeit 
an geplanten Investitionen volkseigener Investitions­
träger durchgeführt, so ist der Gegenwert der Arbeits­
leistungen dem Träger des kollektiven Einsatzes ent-


